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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und
des Bundeskanzleramtes
1. Abgeordneter
Marco

Bülow
(SPD)
Wie viele Einzelgespräche führte die Bundes-
kanzlerin Dr. Angela Merkel in der abgelaufe-
nen 17. Legislaturperiode mit den Vorständen
von Unternehmen aus der Energiebranche
oder den Vorsitzenden bzw. Geschäftsführern
aus der Energiebranche (vgl. Antwort der Bun-
desregierung zu Frage 3 auf Bundestagsdruck-
sache 17/14777)?
2. Abgeordneter
Marco

Bülow

(SPD)
Wie viele Gespräche führte die Bundeskanzle-
rin Dr. Angela Merkel in der abgelaufenen
17. Legislaturperiode mit Gruppen von Vor-
ständen von Unternehmen aus der Energie-
branche oder von Vorsitzenden bzw. Ge-
schäftsführern aus der Energiebranche (bitte,
wenn möglich, eine Auflistung entsprechend
der Antwort der Bundesregierung zu Frage 3
auf Bundestagsdrucksache 17/14777 beifü-
gen)?
3. Abgeordneter
Marco

Bülow

(SPD)
Wie viele Gespräche führten andere Vertreter
des Bundeskanzleramtes (Chef des Bundes-
kanzleramtes, Staatsminister etc.) in der ab-
gelaufenen 17. Legislaturperiode mit den
Vorständen von Unternehmen aus der Ener-
giebranche oder den Vorsitzenden bzw. Ge-
schäftsführern aus der Energiebranche (vgl.
Antwort der Bundesregierung zu Frage 3 auf
Bundestagsdrucksache 17/14777)?
Antwort der Staatsministerin Dr. Maria Böhmer

vom 6. November 2013
Das Bundeskanzleramt führt regelmäßig Gespräche mit relevanten
Akteuren aus Wirtschaft und Gesellschaft. Das gilt auch für die in
der vorliegenden Schriftlichen Frage benannten Vorstände von Un-
ternehmen aus der Energiebranche sowie die Vorsitzenden bzw. Ge-
schäftsführer aus der Energiebranche.

In der 17. Legislaturperiode nahmen Vorstände von Unternehmen
aus der Energiebranche sowie Vorsitzende bzw. Geschäftsführer an
verschiedenen Einzel- oder Gruppengesprächen mit der Leitung des
Bundeskanzleramtes teil. Im Einzelnen können Sie die in den uns
vorliegenden Unterlagen ermittelten Gespräche der beigefügten ta-
bellarischen Aufstellung entnehmen. Neben diesen Gesprächen gab
es auch andere Veranstaltungen mit Bezug zur Energiebranche, in
deren Rahmen es zu Zusammentreffen mit den benannten Personen
kam; so zum Beispiel am Rande von Unternehmensbesuchen oder
bei Branchenveranstaltungen.
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Die vorliegende Schriftliche Frage nimmt Bezug auf die Schriftliche
Frage zur „Teilnahme einer Vertreterin oder eines Vertreters ver-
schiedener Interessengruppen an Veranstaltungen des Bundeskanz-
leramtes“ (Bundestagsdrucksache 17/14777, Frage 3). Auf die dorti-
ge Antwort – samt ihrer Bezugnahme auf die Vorbemerkung zur
Kleinen Anfrage „Beziehungen der Automobil-, Luftfahrt- und Bau-
industrie zur Bundesregierung“ (Bundestagsdrucksache 17/14698) –
wird verwiesen.
Zu Frage 1

Zu Frage 2
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Zu Frage 3
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4. Abgeordnete
Lisa

Paus

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Wann hat die Bundeskanzlerin Dr. Angela
Merkel erstmals Kenntnis davon erhalten, dass
Eckart von Klaeden mit der Daimler AG über
einen Arbeitsvertrag verhandelt hat, und trifft
es zu, dass die Bundeskanzlerin Eckart von
Klaeden nach Bekanntgabe der Übernahme
seiner neuen Tätigkeit im Mai 2013 darum ge-
beten hat, weiterhin im Amt zu bleiben?
Antwort der Staatsministerin Dr. Maria Böhmer

vom 14. November 2013
Die Bundeskanzlerin ist im Mai 2013 vom Staatsminister a. D.
Eckart von Klaeden über seine getroffene und feststehende Entschei-
dung, ein Angebot der Daimler AG anzunehmen, informiert wor-
den. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte die Bundeskanzlerin keinerlei
Kenntnis von solchen Überlegungen oder von Vertragsverhandlun-
gen zwischen Eckart von Klaeden und der Daimler AG. Es bestand
Einvernehmen über die Fortsetzung seiner Tätigkeit bis September
2013.
5. Abgeordnete
Lisa

Paus

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Über welche Themen hat Eckart von Klaeden
in seiner Amtszeit bei Treffen mit Vertretern
der Daimler AG gesprochen?
Antwort Staatsministerin Dr. Maria Böhmer

vom 14. November 2013
Es ging um allgemeine bundespolitische Themen und die Krise im
Euroraum.
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6. Abgeordnete
Lisa

Paus

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Hat Eckart von Klaeden in seiner Amtszeit
Kenntnis von nicht öffentlich einsehbaren Vor-
lagen über die EU-Regelung zu CO2-Emissio-
nen von Pkw und über die EU-Regelung zu
Kühlmitteln für Klimaanlagen von Pkw erhal-
ten?
Antwort der Staatsministerin Dr. Maria Böhmer

vom 14. November 2013
Der Staatsminister a. D. Eckart von Klaeden war in Angelegenheiten
der Regelungen zum CO2-Ausstoß von Neuwagen in Deutschland
oder der EU sowie der EU-Regelung zu Kühlmitteln für Klimaanla-
gen von Pkw mit keinen Aufgaben betraut. Er war an keiner Ent-
scheidung beteiligt, hat auf keine Entscheidungen Einfluss genom-
men, darauf hingewirkt oder eine Entscheidung bewirkt, geschweige
denn Entscheidungen getroffen. Der Staatsminister a. D. Eckart von
Klaeden hat drei interne Vorlagen des Bundeskanzleramtes an die
Hausleitung zum Sachstand der Regelung der CO2-Emissionen von
Pkw in Kopie zur Kenntnis erhalten, und zwar Vorlagen vom 31. Ja-
nuar 2013 sowie vom 30. April und 17. Mai 2013. Diese Vorlagen
dienten der Information der Hausleitung des Bundeskanzleramtes
und der Vorbereitung von Entscheidungen im laufenden EU-Recht-
setzungsverfahren zur geplanten Verordnung zur Umsetzung der
CO2-Ziele nach 2020 für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge. Zur EU-
Regelung zu Kühlmitteln für Klimaanlagen von Pkw hat er keinerlei
Vorlagen zur Kenntnis erhalten.
7. Abgeordnete
Lisa

Paus
(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Hat Eckart von Klaeden in seiner Amtszeit
Kenntnis von nicht öffentlich einsehbaren Vor-
lagen in Bezug auf den Verkauf der EADS-An-
teile der Daimler AG an den Bund erhalten,
und hat er bei seinen Treffen mit Christoph
Brand von Goldman Sachs und Dirk Notheis
von Morgan Stanley über diese Transaktion
gesprochen?
Antwort der Staatsministerin Dr. Maria Böhmer

vom 14. November 2013
Der Staatsminister a. D. Eckart von Klaeden hat in Angelegenheiten
des Verkaufs der EADS-Anteile der Daimler AG an die KfW
Bankengruppe keine Entscheidungen getroffen.

Er hat interne Vorlagen der zuständigen Abteilung des Bundeskanz-
leramtes erhalten, die u. a. einen Sachstand zum Verkauf der EADS-
Anteile der Daimler AG an die KfW Bankengruppe enthalten, und
zwar Vorlagen vom 26. August 2010 und 18. Januar 2012. Zudem
hat er interne Vorlagen der zuständigen Abteilung des Bundeskanz-
leramtes in Vertretung des Chefs des Bundeskanzleramtes erhalten,
die im Zusammenhang mit dem Verkauf der EADS-Anteile der
Daimler AG an die KfW Bankengruppe stehen, und zwar Vorlagen
vom 17. August 2010 und 15. Juli 2011. Darüber hinaus hat er inter-
ne Vorlagen der zuständigen Abteilung des Bundeskanzleramtes an



Deutscher Bundestag – 18. WahlperiodeDrucksache 18/51 – 8 –
die Hausleitung im Abdruck zur Kenntnis bekommen, die im Zusam-
menhang mit dem Verkauf der EADS-Anteile der Daimler AG an
die KfW Bankengruppe stehen, und zwar Vorlagen vom 22. Februar
2011, 11. Juli 2011, 29. September 2011, 4. Oktober 2011, 6. Dezem-
ber 2011, 13. Februar 2012, 14. Februar 2012, 16. März 2012,
29. März 2012, 23. Mai 2012, 26. Juni 2012, 5. Juli 2012, 12. Juli
2012 und 13. September 2012. Die Vorlagen dienten der Informa-
tion der Hausleitung des Bundeskanzleramtes und der Vorbereitung
von Entscheidungen im Zusammenhang mit dem Verlauf der EADS-
Anteile der Daimler AG an die KfW Bankengruppe.

Bei seinen Treffen mit Christoph Brand und Dirk Notheis hat der
Staatsminister a. D. Eckart von Klaeden nicht über dieses Thema ge-
sprochen.
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts
8. Abgeordneter
Andrej

Hunko

(DIE LINKE.)
Über welche eigenen Erkenntnisse verfügt
die Bundesregierung in Bezug auf das Bestre-
ben Frankreichs, Teil des Spionagenetzwerks
„Five Eyes“ zu werden, und inwiefern treffen
Medienberichte (www.tagesschau.de/ausland/
fiveeyes100.html) zu, wonach auch die Bundes-
regierung Teil von „Five Eyes“ werden wollte
bzw. will?
Antwort der Staatsministerin Cornelia Pieper

vom 8. November 2013
Entsprechende Absichten der französischen Regierung sind der Bun-
desregierung nicht bekannt. Die Bundesregierung beabsichtigt, mit
der US-amerikanischen Seite eine Vereinbarung abzuschließen, die
die nachrichtendienstliche Zusammenarbeit auf eine neue Basis
stellt.
9. Abgeordneter
Tom

Koenigs

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
Trifft es zu, dass die internationale Finanzie-
rung der Afghan Local Police, wie in der Sen-
dung „Clan-Milizen wittern Morgenluft“ im
Deutschlandradio vom 28. Oktober 2013 dar-
gestellt, im April 2013 eingestellt wurde, und
wenn ja, führt dies nach Auffassung der Bun-
desregierung zu einer geringeren Unabhängig-
keit der Lokalpolizei?



Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode Drucksache 18/51– 9 –
Antwort des Staatsministers Michael Link

vom 6. November 2013
Nach Kenntnis der Bundesregierung wird die Afghan Local Police
nach wie vor ausschließlich bilateral durch die Vereinigten Staaten
von Amerika finanziert.
Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern
10. Abgeordnete
Sevim

Dağdelen

(DIE LINKE.)
Welche aktuellen Erkenntnisse liegen der
Bundesregierung zu den Auswirkungen der
Optionspflicht im Staatsangehörigkeitsrecht
(z. B. wie viele Verlustfälle der deutschen
Staatsangehörigkeit wurden bislang registriert)
vor, und wie bewertet die Bundesregierung
dies, insbesondere auch Erfahrungen im büro-
kratischen Verfahren und etwaige diesbezügli-
che Rechtsunsicherheiten (bitte ausführen)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 13. November 2013
Die Bundesregierung hat zuletzt in ihrer Antwort vom 12. Februar
2013 auf die Kleine Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN zu den Auswirkungen der Optionspflicht Stellung ge-
nommen (Bundestagsdrucksache 17/12321). Die dort angegebenen
Zahlen bezogen sich auf die von den Ländern und dem Bundesver-
waltungsamt zum Stichtag 31. Dezember 2011 übermittelten Daten.
Mit Schreiben vom 7. März 2013 an den Innenausschuss hat das
Bundesministerium des Innern diese Zahlen zum Stichtag 31. De-
zember 2012 aktualisiert (Ausschussdrucksache 17(4)681). Neuere
Zahlen liegen insoweit nicht vor.

Zum Stichtag 7. November 2013 waren im Register der Entscheidun-
gen in Staatsangehörigkeitsangelegenheiten (EStA) zu den Feststel-
lungen nach § 29 Absatz 6 des Staatsangehörigkeitsgesetzes (StAG)
176 Optionspflichtige des Geburtsjahrgangs 1990 eingetragen, bei
denen der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit nach § 29 Ab-
satz 2 oder 3 StAG festgestellt worden ist. Hierbei ist zu berücksichti-
gen, dass aufgrund des Meldeverhaltens nicht in allen Fällen eine ta-
gesaktuelle Meldung an EStA erfolgt.

Sofern ein Betroffener ungewollt seine deutsche Staatsangehörigkeit
nach § 29 Absatz 3 StAG verliert, kann er in der Regel bei Vorliegen
der entsprechenden Voraussetzungen schnell und unproblematisch
wieder eingebürgert werden.

Gesamtzahlen zum ersten Optionsjahrgang werden erst Anfang
2014 vorliegen.



Deutscher Bundestag – 18. WahlperiodeDrucksache 18/51 – 10 –
11. Abgeordneter
Klaus

Ernst

(DIE LINKE.)
Ist der Bundesregierung bekannt, gegen wel-
che Rechtsvorschriften Mitglieder der Bundes-
regierung verstoßen, wenn sie wissentlich nicht
den Sicherheitsstandards entsprechende priva-
te oder dienstliche Informations- und Kommu-
nikationsgeräte (Telefone, Mobilfunkgeräte,
E-Mail etc.) nutzen, und welche Strafen dro-
hen bei Sicherheitsverstößen?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 13. November 2013
Derartige Verstöße sind nicht bekannt. Dessen ungeachtet weist die
Bundesregierung zusätzlich darauf hin, dass der Schutz von Ver-
schlusssachen in der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift des Bundes-
ministeriums des Innern zum materiellen und organisatorischen
Schutz von Verschlusssachen (VSA) geregelt ist, die unter Bezug auf
§ 35 Absatz 1 des Sicherheitsüberprüfungsgesetzes (SÜG) vom Bun-
desministerium des Innern erlassen wurde. Die VSA zielt auf den
konkreten Umgang mit Verschlusssachen. Aufgrund ihres Charak-
ters als Verwaltungsvorschrift enthält die VSA keine strafrechtlichen
oder disziplinarischen Sanktionen. Nach ihrem § 1 Absatz 1 richtet
sich die VSA an alle Bundesbehörden und ist damit auch für die Mit-
glieder der Bundesregierung Richtschnur. Gleichwohl weist die Bun-
desregierung darauf hin, dass das SÜG, auf das in der Eingangsfor-
mel der VSA Bezug genommen wird, gemäß seinem § 2 Absatz 3
Nummer 1 nicht für Mitglieder der Verfassungsorgane des Bundes
gilt. Auch finden Disziplinarverfahren gegen Mitglieder der Bundes-
regierung gemäß § 8 des Bundesministergesetzes nicht statt.
12. Abgeordneter
Dr. Andre

Hahn

(DIE LINKE.)
Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregie-
rung die Prämien für Medaillengewinne und
Platzierungen für Mitglieder der deutschen
Nationalmannschaft bei den Olympischen so-
wie den Paralympischen Spielen 2014 in So-
tschi, und inwieweit hält die Bundesregierung
gegebenenfalls bestehende Unterschiede zwi-
schen der Prämierung sportlicher Erfolge von
Teilnehmerinnen und Teilnehmern der Olym-
pischen und Paralympischen Spiele für gerecht
und gerechtfertigt?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 8. November 2013
Die Mittel für die Medaillenprämien bei den Olympischen und Para-
lympischen Spielen werden von der Deutschen Sporthilfe zugeteilt.
Die Deutsche Sporthilfe ist eine unabhängige, gemeinnützige Stif-
tung des bürgerlichen Rechts und entscheidet eigenständig über die
Vergabe ihrer Fördermittel.

Anlässlich der Olympischen Spiele in Sotschi zahlt die Deutsche
Sporthilfe für eine Goldmedaille 15 000 Euro, eine Silbermedaille
10 000 Euro, eine Bronzemedaille 7 500 Euro, für den 4. Platz
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4 000 Euro, den 5. Platz 3 000 Euro, den 6. Platz 2 500 Euro, den
7. Platz 2 000 Euro und für den 8. Platz 1 500 Euro. Bei mehrfachen
Medaillengewinnen werden i. d. R. für die zweite und dritte Medaille
50 Prozent des Satzes berechnet. Erreicht ein Athlet keine Medaille
aber mehrere Platzierungen, so wird das beste Resultat berücksich-
tigt.

Bei den Paralympischen Spielen zahlt die Deutsche Sporthilfe keine
Prämien für Platzierungen, sondern ausschließlich für Medaillenge-
winne. Für eine Goldmedaille 7 500 Euro, eine Silbermedaille
5 000 Euro und eine Bronzemedaille 3 000 Euro. Eine zweite Medail-
le wird mit zwei Dritteln und eine dritte Medaille mit einem Drittel
der Richtsätze berechnet.

Diese Prämiensätze sind das Ergebnis der zwischen der Deutschen
Sporthilfe und dem Deutschen Behindertensportverband erfolgten
Abstimmung.

Im Rahmen dieser Abstimmung legt der Deutsche Behindertensport-
verband immer Wert darauf, das Verhältnis der Erfolgsprämien zur
laufenden Förderung durch die Deutsche Sporthilfe immer klar zu-
gunsten der laufenden Förderung der Sportler des Deutschen Behin-
dertensportverbandes zu gewichten. So werden im paralympischen
Bereich prioritär die Vorbereitungen auf den sportlichen Höhepunkt
sowie besondere Spezifika des Sports der Menschen mit Behinde-
rung berücksichtigt.

Dabei verfolgt die Deutsche Sporthilfe nachdrücklich das Ziel, im
Rahmen der Gesamtförderung der Athleten des Deutschen Behin-
dertensportverbandes eine mit dem olympischen Bereich ebenbürtige
Förderung zu erreichen und dabei aber auch auf besondere Kosten-
spezifika und Wettbewerbsstrukturen der unterschiedlichen Bereiche
Rücksicht zu nehmen.

Diese Vorgehensweise der Deutschen Sporthilfe und des Deutschen
Behindertensportverbandes steht im Einklang mit dem Bestreben
des Bundesministeriums des Innern, sich dafür einzusetzen, dass die
Leistungen für Sportler mit Behinderung, unter Berücksichtigung
der jeweiligen Spezifika, an die Leistungen für nichtbehinderte
Sportler angeglichen werden.
13. Abgeordneter
Dr. Andre

Hahn

(DIE LINKE.)
In welchem Umfang werden nach Kenntnis
der Bundesregierung die öffentlich-rechtlichen
Fernsehsender über die Olympischen sowie
die Paralympischen Winterspiele in Sotschi
2014 berichten?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 8. November 2013
Der Bundesregierung ist der von den öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten geplante Umfang der Berichterstattung über die Olym-
pischen sowie Paralympischen Winterspiele 2014 nicht bekannt.
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14. Abgeordnete
Ulla

Jelpke

(DIE LINKE.)
An wie vielen Übungen, die gemeinsam mit
ausländischen Polizistinnen und Polizisten
stattgefunden haben, haben deutsche Polizis-
tinnen und Polizisten nach Kenntnis der Bun-
desregierung seit 2010 teilgenommen (bitte
nach Möglichkeit aufschlüsseln nach Übungs-
orten, -szenarien, -zwecken, -partnern und
-dauer)?
Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ole Schröder

vom 12. November 2013
Nach Kenntnis der Bundesregierung haben deutsche Polizisten seit
2010 an 73 Übungen teilgenommen, die gemeinsam mit ausländi-
schen Polizistinnen und Polizisten stattgefunden haben. Diese schlüs-
seln sich wie folgt auf:
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